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Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Stand: 15.06.2020 

 

§ 1 Geltung 

(1) Diese Verkaufsbedingungen gelten ausschließlich gegenüber Unternehmern, juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen Sondervermögen im Sinne von § 310 I BGB.  

(2) Diese Verkaufsbedingungen gelten auch für alle zukünftigen Geschäfte mit dem Vertragspartner, soweit 
es sich um solche verwandte Art handelt.  

(3) Auch im Falle eines vorangegangenen Widerspruchs, gelten die Verkaufsbedingungen des Verwenders 
spätestens mit der Annahme unserer Ware oder sonstiger Leistungen als vom Vertragspartner 
vorbehaltlos angenommen.  

(4) Für die Anerkennung der Geltung von diesen Verkaufsbedingungen abweichenden Bedingungen des 
Vertragspartners ist unsere ausdrückliche schriftliche Zustimmung für jeden einzelnen Vertrag 
erforderlich. Fehlt diese, werden die Bedingungen abgelehnt, auch wenn ein Widerspruch nicht erfolgt.  

(5) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Vertragspartners in Bezug auf den Vertrag (z.B. 
Fristsetzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung), sind schriftlich, d.h. in Schrift- oder Textform 
(z.B. Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften und weitere Nachweise 
insbesondere bei Zweifeln über die Legitimation des Erklärenden bleiben unberührt. 

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine 
derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen AVB nicht 
unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

§ 2 Angebot und Vertrag 

(1) Unsere Angebote erfolgen freibleibend und unverbindlich. Muster und Proben sind unverbindlich.  
(2) Für den Umfang der vertraglich geschuldeten Leistungen sind ausschließlich unsere 

Auftragsbestätigungen maßgebend. Mehr- oder Minderlieferungen bis zu einschließlich 10 % behalten 
wir uns vor.  

(3) Die Bestellung der Ware durch den Vertragspartner gilt als verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich 
aus der Bestellung nichts anderes ergibt, sind wir berechtigt, dieses Vertragsangebot innerhalb von zwei 
Wochen nach seinem Zugang bei uns anzunehmen. 

(4) Die Annahme kann entweder schriftlich (z.B. durch Auftragsbestätigung) oder durch Auslieferung der 
Ware an den Vertragspartner erklärt werden. 

 
§ 3. Auskünfte und Beratung 

Alle mündlichen und schriftlichen Angaben über Eignung und Anwendungsmöglichkeiten unserer Ware 
erfolgen nach bestem Wissen. Sie stellen jedoch nur unsere Erfahrungswerte dar, die regelmäßig nicht 
als zugesichert gelten; sie begründen keine Ansprüche gegen uns sofern es sich um keine 
Beschaffenheitsvereinbarung oder Beschaffenheitsgarantie handelt. Der Vertragspartner wird 
insbesondere nicht davon befreit, sich selbst durch eigene Prüfung von der Eignung der Ware für den 
von ihm vorgesehenen Verwendungszweck zu überzeugen.  
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§ 4. Preise 

(1) Unsere Preise gelten ab Werk ausschließlich Verpackung und zuzüglich Umsatzsteuer in jeweils gültiger 
Höhe, sofern nichts Gegenteiliges schriftlich vereinbart wird. Maßgeblich für die Preisberechnung ist 
der am Tag der Lieferung oder Leistung gültige Preis.  

(2) Die Kosten der Verpackung, des Versands sowie die Kosten einer vom Vertragspartner verlangten 
besonderen Beförderung (z. B. Expressgut, Kurierdienst) sind vom Vertragspartner zu tragen und 
werden gesondert in Rechnung gestellt.  

(3) Ist eine frachtfreie Warenlieferung zugesagt, gilt sie als frachtfrei geliefert, wenn sie an die 
Empfangsstation des Abnehmers geliefert ist; Rollgeld ist von einer frachtfreien Lieferung nicht erfasst.  

§ 5 Zahlungen 

(1) Die Zahlung des Kaufpreises hat ausschließlich auf das umseitig genannte Konto zu erfolgen.  
(2) Die Rechnungsbeträge sind innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Lieferung ohne Abzug zahlbar; 

bei Zahlung innerhalb von 14 Tagen nach Fälligkeit und Lieferung gewähren wir 2 % Skonto auf 
Warenlieferungen unter Ausschluss aller Nebenkosten (wie Fracht-, Verpackungs- und 
Liefernebenkosten).  

(3) Für die Rechtzeitigkeit der Zahlungen kommt es auf den Eingang des Betrages zu unserer 
vorbehaltlosen Verfügung an. Zahlungen an unsere Außendienstmitarbeiter gelten nur bei Vorlage 
einer schriftlichen Inkassovollmacht als Erfüllung. Schecks nehmen wir nur erfüllungshalber an. 
Zahlungen durch Wechsel sind ausgeschlossen.  

(4) Bei Überschreitung der Zahlungsfrist oder nicht vollständiger rechtzeitiger Zahlung gerät der 
Vertragspartner auch ohne Mahnung in Verzug.  

(5) Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z.B. durch Antrag auf Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens), dass unser Anspruch auf den Kaufpreis durch mangelnde Leistungsfähigkeit des 
Vertragspartners gefährdet wird, so sind wir nach den gesetzlichen Vorschriften zur 
Leistungsverweigerung und – gegebenenfalls nach Fristsetzung – zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt 
(§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstellung unvertretbarer Sachen (Einzelanfertigungen) können 
wir den Rücktritt sofort erklären; die gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der 
Fristsetzung bleiben unberührt. 

(6) Wird dem Vertragspartner nachträgliche Ratenzahlung eingeräumt, wird die gesamte Restforderung 
fällig, wenn der Vertragspartner mit einem Betrag, der mehr als zwei Monatsraten entspricht, in 
Verzug gerät. 

 
§ 6 Zurückbehaltungsrecht und Aufrechnung 

(1) Zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts ist der Vertragspartner nur insoweit befugt, als sein 
Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis basiert.  

(2) Das Recht zur Aufrechnung steht dem Vertragspartner nur zu, wenn seine Forderungen unbestritten 
oder rechtskräftig festgestellt sind.  
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§7 Gefahrübergang bei Versendung 

Der Vertragspartner trägt das Risiko des Versands. Mit der Auslieferung der Ware an das 
Beförderungsunternehmen, spätestens mit Verlassen unseres Werkes oder Lagers, bei 
Streckengeschäften des Werkes oder Lagers unseres Vorlieferanten, geht die Gefahr des zufälligen 
Untergangs oder der zufälligen Verschlechterung der Ware- auch bei Franko-, Fob- und Cif- Geschäften 
- auf den Vertragspartner über. Unmaßgeblich für die Gefahrtragung ist, wer die Versendungskosten 
trägt und ob die Versendung vom Erfüllungsort erfolgt. Hingewiesen wird auf die gesetzliche 
Verpflichtung des Abnehmers gegenüber dem Transporteur, etwaige Transportschäden rechtzeitig 
anzuzeigen.  

§ 8 Lieferung 
 

(1) Der Beginn der von uns angegebenen Lieferzeit setzt voraus, dass der Vertragspartner seine 
Verpflichtungen rechtzeitig und ordnungsgemäß erfüllt. Die Einrede des nicht erfüllten Vertrags bleibt 
vorbehalten.  

(2) Die Lieferung ist rechtzeitig erfolgt, sobald die Ware vor Ablauf der Frist unser Werk oder Lager oder 
vereinbarungsgemäß das unseres Vorlieferanten verlassen hat.  

(3) Von uns nicht zu vertretende Umstände oder Ereignisse, welche die Lieferung unmöglich machen oder 
unzumutbar erschweren, z. B. Verkehrs- und Betriebsstörungen, Rohstoff- oder Energiemangel, Streik 
oder Aussperrung, befreien uns, auch wenn sie bei unseren Vorlieferanten eintreten, für die Dauer der 
Behinderung und einer angemessenen Anlaufzeit von der Lieferverpflichtung. Wird die Behinderung 
voraussichtlich nicht in angemessener Zeit beendet sein, sind wir berechtigt, ohne eine Verpflichtung 
zur Nachlieferung vom Vertrag ganz oder teilweise zurückzutreten. Schadenersatzansprüche des 
Vertragspartners sind ausgeschlossen.  

(4) Wir sind zu Teilliefermengen berechtigt, sofern diese dem Vertragspartner im Rahmen seines 
Gesamtauftrages zumutbar erscheinen.  

§ 9 Eigentumsvorbehalt 

(1) Die Ware bleibt unser Eigentum, bis der Vertragspartner sämtliche, auch künftig entstehende 
Forderungen, z.B auch bedingte Forderungen aus Scheck-Wechsel-Deckung, aus der 
Geschäftsverbindung gezahlt hat. Werden Lieferungen auf laufende Rechnung ausgeführt, so dient der 
Eigentumsvorbehalt auch der Sicherung des Saldos. Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, 
insbesondere bei Nichtzahlung des fälligen Kaufpreises, sind wir berechtigt die Ware auf Grund des 
Eigentumsvorbehalts heraus zu verlangen. 

(2) Verarbeitet der Vertragspartner unsere Ware, so erfolgt die Verarbeitung für uns, jedoch ohne 
Verpflichtung für uns, demgemäß erstreckt sich unser Eigentum auch auf die durch Verarbeitung 
unserer Waren entstehenden Erzeugnisse. 

(3)  Bei der Verarbeitung, Verbindung, Vermischung oder Vermengung der Vorbehaltsware mit anderen, 
nicht in unserem Eigentum stehenden Waren, steht uns der dabei entstehende Miteigentumsanteil an 
der neuen Sache im Verhältnis des Fakturenwertes der Vorbehaltsware zu den übrigen verarbeiteten 
Ware zum Zeitpunkt der Vermischung zu. Erwirbt der Vertragspartner das Alleineigentum an der neuen 
Sache, so sind sich die Parteien darüber einig, dass der Vertragspartner uns im Verhältnis des 
Fakturenwertes der verarbeiteten bzw. verbundenen, vermischten oder vermengten Vorbehaltsware, 
Miteigentum an der neuen Sache einräumt und diese unentgeltlich für uns verwahrt.  
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(4) Der Vertragspartner ist nur im Rahmen eines ordnungsgemäßen Geschäftsverkehrs berechtigt, in 
unserem Eigentum stehende Ware zu veräußern, zu verarbeiten oder mit anderen Erzeugnissen zu 
vermischen. Als ordnungsgemäßer Geschäftsverkehr ist es insbesondere nicht mehr anzusehen, wenn 
sich der Vertragspartner uns gegenüber im Verzug befindet, oder wenn er die Sache verpfändet oder 
zur Sicherheit an Dritte übereignet. Die Forderungen des Vertragspartners aus einer Weiterveräußerung 
unserer Waren, ob diese unverarbeitet oder verarbeitet sind, werden bereits jetzt an uns zur Sicherheit 
abgetreten, im Falle verarbeiteter oder vermischter Ware nicht in voller Höhe, sondern in der Höhe, die 
prozentual unserem Miteigentumsanteil entspricht. Verwendet der Vertragspartner unsere Waren 
aufgrund eines Werk- oder sonstigen Vertrages, tritt der Vertragspartner schon jetzt hiermit die 
Forderungen gegen seinen Partner, auch soweit sie Entgelte für Arbeitsleistungen, Fremdwaren usw. 
betreffen, an uns ab. Ebenso werden Ersatzansprüche gegenüber Versicherungen oder Dritten aus einer 
Beschädigung der unter dem Eigentumsvorbehalt stehenden Ware hiermit an uns abgetreten. Bis auf 
Widerruf ist der Vertragspartner berechtigt und verpflichtet, den Gegenwert für die weiterveräußten 
Waren, der ohne weiteres unser Eigentum wird, einzuziehen und für uns abgesondert von seinen 
übrigen Zahlungsmitteln zu vewahren. Der Vertragspartner ist auch verpflichtet, uns jederzeit Auskunft 
über seine Schuldner und die Höhe der auf uns übertragenen Forderungen zu erteilen.  

(5) Übersteigt der Wert unserer Sicherungen unsere Forderungen um mehr als 25 %, werden wir die unsere 
Forderungen, zuzüglich 25% übersteigenden Sicherheiten, auf Verlangen freigeben. 

(6) Die Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts gilt nicht als Rücktritt vom Vertrag. Wird die Ware 
aufgrund des Eigentumsvorbehaltes zurückgenommen, so werden uns 15 % des jeweiligen 
Auftragspreises für unsere mit der Rücknahme verbundenen Kosten pauschal erstattet. 

(7) Der Vertragspartner ist verpflichtet, unter unserem Eigentumsvorbehalt stehende Ware gegen übliche 
Risiken, insbesondere Einbruchdiebstahl, Feuer und Verschlechterung, zu versichern. Dies gilt 
insbesondere bei Übernahme unserer Ware in ein Konsignationslager. Über 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen Dritter in die Vorbehaltsware oder in die im Voraus abgetretenen 
Forderungen hat der Vertragspartner uns unverzüglich, unter Übergabe der für eine Intervention 
notwendigen Unterlagen, zu unterrichten.  

(8) Entwürfe, Zeichnungen, Abbildungen und andere Unterlagen eines Angebots bleiben unser Eigentum. 
Wir behalten hieran sämtliche Urheber – und sonstigen Rechte. Dem Vertragspartner überlassene 
Unterlagen sind auf Verlangen an uns zurückzugeben. 

 
§ 10 Gewährleistung 

(1) Gewährleistungsrechte setzen voraus, dass der Vertragspartner einen Mangel nach § 633 bzw. § 434 
BGB unverzüglich schriftlich mitteilt. Unterbleibt eine Mängelrüge innerhalb des genannten Zeitraums, 
gilt die Ware als mangelfrei genehmigt. Maßgeblich ist der rechtzeitige Zugang der Mängelanzeige beim 
Verwender.  

(2) Sollte die Ware trotz aller aufgewendeter Sorgfalt einen Mangel aufweisen, der bereits zum Zeitpunkt 
des Gefahrübergangs vorlag, so werden wir die Ware vorbehaltlich ordnungsgemäßer Mängelrüge nach 
unserer Wahl nachbessern oder ersetzen.  

(3) Werden Aufwendungen notwendig, die sich daraus ergeben, dass die Ware nachträglich an einen 
anderen Ort als die Niederlassung des Vertragspartners verbracht wurde, welcher nicht der Ort für den 
bestimmungsgemäßen Gebrauch der Ware ist, so trägt der Verwender diese Mehrkosten (z. B. 
Transport- , Arbeits- und Materialkosten) nicht.  
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(4) Vor etwaiger Rücksendung der Ware ist die Zustimmung des Verwenders einzuholen.  
(5) Bei nur unerheblicher Abweichung von der vereinbarten Beschaffenheit oder unerheblicher 

Einschränkung der Brauchbarkeit, bei natürlicher Abnutzung oder bei Schäden, die nach 
Gefahrübergang aufgrund unsachgemäßer Behandlung, außerordentlicher Beanspruchung, 
Nichtbeachtung unserer Anwendungs- und Verwendungshinweise entstehen, bestehen 
Mängelansprüche nicht.  

(6) Mehr- oder Minderlieferungen von bis zu 10 % der bestellten Menge können vom Vertragspartner nicht 
beanstandet werden. Fehlt es an einer zugesicherten Eigenschaft der Ware, kann der Vertragspartner 
sich darauf nur dann berufen, wenn im Einzelfall eine bestimmte Eigenschaft ausdrücklich und schriftlich 
zugesichert wurde.  

(7) Ansprüche des Vertragspartners auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergeblicher Aufwendungen bestehen 
auch bei Mängeln nur nach Maßgabe von § 11 und sind im Übrigen ausgeschlossen. 

§ 11 Haftung 
 

(1) Soweit sich aus diesen AVB einschließlich der nachfolgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt, 
haften wir bei einer Verletzung von vertraglichen und außervertraglichen Pflichten nach den 
gesetzlichen Vorschriften. 

(2) Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – im Rahmen der 
Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haften wir, 
vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbeschränkungen (z.B. Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten; 
unerhebliche Pflichtverletzung), nur 

a. für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 
b. für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren 

Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf 
deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall 
ist unsere Haftung jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden 
Schadens begrenzt. 

(3) Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch bei Pflichtverletzungen durch 
bzw. zugunsten von Personen, deren Verschulden wir nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten 
haben. Sie gelten nicht, soweit wir einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die 
Beschaffenheit der Ware übernommen haben und für Ansprüche des Vertragspartners nach dem 
Produkthaftungsgesetz. 

(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Vertragspartner nur 
zurücktreten oder kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein freies 
Kündigungsrecht des Vertragspartners (insbesondere gem. §§ 650, 648 BGB) wird ausgeschlossen. Im 
Übrigen gelten die gesetzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 

 
§ 12 Verjährung 
 

(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- 
und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung 
mit der Abnahme. 
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(2) Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch für vertragliche und außervertragliche 
Schadensersatzansprüche des Vertragspartners, die auf einem Mangel der Ware beruhen, es sei denn 
die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu 
einer kürzeren Verjährung führen. Schadensersatzansprüche des Vertragspartners gem. § 11 Abs. 2 
Satz 1 und Satz 2 (a) sowie nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren jedoch ausschließlich nach den 
gesetzlichen Verjährungsfristen. 

 
 
§ 13  Gerichtsstand/Erfüllungsort 

(1) Erfüllungsort für unsere Leistungen ist der jeweilige Versendungsort. Erfüllungsort für Verbindlichkeiten 
des Vertragspartners ist unser im Handelsregister eingetragener Firmensitz.  

(2) Ausschließlicher Gerichtsstand ist unser Geschäftssitz oder nach unserer Wahl der allgemeine 
Gerichtsstand, sofern der Vertragspartner Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. Entsprechendes gilt, wenn der 
Vertragspartner Unternehmer iSv § 14 BGB ist. Wir sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am 
Erfüllungsort der Lieferverpflichtung gemäß diesen AVB bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder 
am allgemeinen Gerichtsstand des Vertragspartners zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, 
insbesondere zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 

 
§ 14 Sonstiges 
 

(1) Auf die Rechtsbeziehungen der Partien gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss 
internationalen Einheitsrechts, insbesondere des UN-Kaufrechts. 

(2) Alle Vereinbarungen zur Ausführung des Vertrages und zukünftiger Verträge der Parteien sind im 
jeweiligen Vertrag schriftlich niedergelegt.  


